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Land Freistaat Thüringen
Sozialgericht Sozialgericht Gotha
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 1.
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze § 4 JVEG

Sozialgerichtliches Verfahren –
Sachverständigenvergütung – 
„Nachbefundung“ radiologischer
Unterlagen – Antragsprinzip –
Stundenansatz – erforderlicher
Zeitaufwand – Plausibilitätsprüfung –
Gutachtenauftrag – Benennung der
voraussichtlichen Kosten oder eines
Höchstbetrags – keine verbindliche
Zusage über Vergütungshöhe

1. Die sog. „Nachbefundung“
radiologischer Unterlagen ist nicht
gesondert erstattungsfähig, wenn diese
bereits im Beurteilungsteil des
Gutachtens ausgewertet worden sind.

2. Aus dem Antragsprinzip folgt lediglich
eine Begrenzung des maximal
festzusetzenden Entschädigungsbetrags
auf die beantragte Entschädigung
(Rechnungsbetrag). Eine Bindung an
einzelne Berechnungselemente des
Antrags, die letztlich nur der Begründung
des Antrags zuzurechnen sind, besteht
nicht. Das Gericht ist deshalb nicht an die
geltend gemachten Einzelpositionen
einschliesslich des Stundenansatzes
gebunden und berechtigt einen
Austausch bzw. Änderungen vornehmen.

Normenkette -

1. Instanz
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Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 JVEG 219/22
Datum 25.07.2023

3. Instanz

Datum -

Die EntschÃ¤digung fÃ¼r das Gutachten vom 11. Januar 2022 wird auf
4.984,11 Euro festgesetzt. 

Eine Beschwerde an das Bundessozialgericht findet nicht statt. 

GrÃ¼nde

I.

Mit Beweisanordnung vom 1. September 2021 wurde der ErinnerungsfÃ¼hrer von
dem Berichterstatter des 12. Senats mit der Erstellung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens zur Feststellung der ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) beauftragt.
Auf dem Empfangsbekenntnis hinsichtlich des Erhalts der Akten beantragte der
ErinnerungsfÃ¼hrer die ErhÃ¶hung des Kostenvorschusses auf 4.900,00 Euro und
machte zur BegrÃ¼ndung geltend, dass eine weitere radiologische Diagnostik
notwendig sei. Nach Einzahlung des Kostenvorschusses durch den KlÃ¤ger teilte der
Berichterstatter dem ErinnerungsfÃ¼hrer mit VerfÃ¼gung vom 21. Oktober 2021
mit, dass die Begutachtung unter Beachtung eines Kostenvorschusses in HÃ¶he von
4.900,00 Euro durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nne. Mit Schreiben vom 30.Â November
2021 beantragte der ErinnerungsfÃ¼hrer eine ErhÃ¶hung des Kostenvorschusses
auf 6.300,00 Euro und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass die DurchfÃ¼hrung von
psychometrischen und Schmerzassessmentverfahren erforderlich sei. Nach
Einzahlung des weiteren Kostenvorschusses durch den KlÃ¤ger teilte der
Berichterstatter dem ErinnerungsfÃ¼hrer mit Schreiben vom 6. Januar 2022 mit,
dass einer Begutachtung nunmehr nichts im Wege stehe. Nach persÃ¶nlicher
Untersuchung des KlÃ¤gers am 30. November 2021 erstattete der
ErinnerungsfÃ¼hrer am 11. Januar 2022 das angeforderte Gutachten, welches ohne
Anlagen 38 Seiten umfasst. 

Mit Kostenrechnung vom gleichen Tage machte der ErinnerungsfÃ¼hrer eine
EntschÃ¤digung in HÃ¶he von 6.215,76 Euro geltend. Diese setzt sich wie folgt
zusammen:

Aktenstudium 4,32 Stunden 388,80 Euro
Untersuchung 3,5 Stunden 315,00 Euro
Beurteilung/Beantwortung 26,51 Stunden 2.385,90 Euro
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der BeweisfragenÂ Â Â Â Â  
Diktat und
Durchsicht/Korrektur 

6,72 Stunden 604,80 Euro

Psychometrische und Schm
erzassessmentverfahren 

6,5 Stunden 585,00 Euro

Nachbeurteilung
Fremdradiologie 

0,92 Stunden 82,80 Euro

Gesamtaufwand gerundet 48,50 Stunden 4.365,00 Euro
Radiologische Diagnostik Â 728,83 Euro
Bilddokumentation Â 5,00 Euro
Schreibauslagen Â 109,50 Euro
Aufwendung fÃ¼r Post und 
Telekommunikationsdienstl
eistungen

Â 15,00 Euro

Mehrwertsteuer 19 % Â 992,43 Euro
Gesamtrechnungsbetrag Â 6.215,76 Euro

Unter dem 4. Februar 2022 setzte der Urkundsbeamte der GeschÃ¤ftsstelle (UdG)
die SachverstÃ¤ndigenvergÃ¼tung auf 5.091,21 Euro fest. FÃ¼r die Abfassung der
Beurteilung und die Beantwortung der Beweisfragen seien nur 13,33 Stunden in
Ansatz zu bringen. Die entsprechende Beurteilung befinde sich auf den Seiten 18
bis 37 des Gutachtens. Die HÃ¶he des Vorschusses sei unerheblich. Die
Anforderung eines Kostenvorschusses habe lediglich den Sinn, sicherzustellen, dass
durch Einzahlung des entsprechenden Betrages kein Kostenrisiko fÃ¼r den
Staatshaushalt entstehe. Hinsichtlich des Aktenstudiums wurden 5,40 Stunden und
fÃ¼r Diktat und Korrektur 8 Stunden anerkannt. Gerundet ergaben sich damit ein
Zeitaufwand von 38 Stunden. 

Hiergegen hat der ErinnerungsfÃ¼hrer am 7. MÃ¤rz 2022 Antrag auf richterliche
Festsetzung nach Â§ 4 Abs. 1 des JustizvergÃ¼tungs- und
-entschÃ¤digungsgesetzes (JVEG) gestellt. Der Beurteilungsteil umfasse eine
Zeichenanzahl von 46.797 AnschlÃ¤gen. Teile man diese durch die Zeichendichte
von 2.700 AnschlÃ¤gen pro 1,5 Seiten, so ergÃ¤be dies einen Aufwand fÃ¼r die
Abfassung der Beurteilung von 17,33 Stunden. 

Der UdG hat dem Antrag nicht abgeholfen und die Sache dem Senat zur
Entscheidung vorgelegt. 

Der Erinnerungsgegner ist der Auffassung, dass das Gutachten mit 5.239,96 Euro zu
entschÃ¤digen sei. Der Beurteilungsteil sei auf Blatt 18 bis 37 des Gutachtens
enthalten. Der ursprÃ¼ngliche Zeitaufwand von 26,51 Stunden sei nach Sichtung
des Gutachtens nicht nachvollziehbar. Im Hinblick auf die AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen in seinem Antrag vom 2. MÃ¤rz 2022 bestÃ¼nden aber gegen
einen Zeitansatz von 17,33 Stunden keine EinwÃ¤nde. Zu widersprechen sei dem
UdG hinsichtlich der ErhÃ¶hung des Zeitaufwandes in den Positionen
â��Aktenstudiumâ�� und â��Diktat und Durchsicht/Korrekturâ��. Die Angaben des
SachverstÃ¤ndigen seien grundsÃ¤tzlich als richtig zu unterstellen. Daher sei eine
ErhÃ¶hung des Zeitaufwandes unzulÃ¤ssig und mit einer PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung
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nicht vereinbar. 

II.

Auf die nach Â§ 4 Abs. 1 JVEG zulÃ¤ssige Erinnerung wird die EntschÃ¤digung fÃ¼r
das Gutachten vom 11. Januar 2022 auf 4.984,11 Euro festgesetzt. 

Bei der Entscheidung sind alle fÃ¼r die Bemessung der VergÃ¼tung
maÃ�geblichen UmstÃ¤nde zu Ã¼berprÃ¼fen, unabhÃ¤ngig davon, ob sie
angegriffen worden sind. Die gerichtliche Festsetzung gemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs. 1 JVEG
stellt keine Ã�berprÃ¼fung der vom Kostenbeamten vorgenommenen Berechnung
dar, sondern ist eine davon unabhÃ¤ngige erstmalige Festsetzung. Bei der
Kostenfestsetzung durch den Kostenbeamten handelt es sich um eine lediglich
vorlÃ¤ufige Regelung, die durch den Antrag auf gerichtliche Kostenfestsetzung
hinfÃ¤llig wird. Bei der Festsetzung ist das Gericht daher weder an die HÃ¶he der
EinzelansÃ¤tze noch an den Stundenansatz oder an die GesamthÃ¶he der
VergÃ¼tung in der Festsetzung durch den Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle
oder den Antrag der Beteiligten gebunden; es kann nur nicht mehr festsetzen, als
beantragt ist. Eine Reduzierung der von dem UdG festgesetzten VergÃ¼tung ist
dagegen mÃ¶glich.

Nach Â§ 8 Abs. 1 JVEG erhalten SachverstÃ¤ndige als VergÃ¼tung 

1.Â Â Â Â Â Â Â Â  ein Honorar fÃ¼r ihre Leistungen (Â§Â§ 9 bis 11 JVEG), 

2.Â Â Â Â Â Â Â Â  Fahrtkostenersatz (Â§ 5 JVEG), 

3.Â Â Â Â Â Â Â Â  EntschÃ¤digung fÃ¼r Aufwand (Â§ 6 JVEG) sowie 

4.Â Â Â Â Â Â Â Â  Ersatz fÃ¼r sonstige und besondere Aufwendungen (Â§Â§ 7 und 
12 JVEG). 

Soweit das Honorar nach StundensÃ¤tzen zu bemessen ist, wird es nach Â§ 8 Abs. 2
JVEG fÃ¼r jede Stunde der erforderlichen Zeit einschlieÃ�lich notwendiger Reise-
und Wartezeiten gewÃ¤hrt (Satz 1); die letzte bereits begonnene Stunde wird voll
gerechnet, wenn mehr als 30 Minuten fÃ¼r die Erbringung der Leistung erforderlich
waren (Satz 2 Halbs. 1). MaÃ�geblich fÃ¼r die VergÃ¼tung des SachverstÃ¤ndigen
ist nach der Konzeption des JVEG daher nicht die tatsÃ¤chlich aufgewandte,
sondern gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 2 Satz 1 JVEG die fÃ¼r die Erstattung des Gutachtens
erforderliche Zeit.

Die erforderliche Zeit ist nach einem abstrakten MaÃ�stab zu ermitteln, der sich an
dem erforderlichen Zeitaufwand eines SachverstÃ¤ndigen mit durchschnittlicher
BefÃ¤higung und Erfahrung bei sachgemÃ¤Ã�er Auftragserledigung mit
durchschnittlicher ArbeitsintensitÃ¤t orientiert. Nach pflichtgemÃ¤Ã�em Ermessen
hat das Gericht nachzuprÃ¼fen, ob der Zeitansatz erforderlich war (vgl.
Senatsbeschluss vom 28. Juni 2021 â�� L 1 JVEG 1016/20 â��; BVerfG, Beschluss
vom 26. Juli 2007 â�� 1 BvR 55/07; BGH, Beschluss vom 16. Dezember 2003 â�� X

                               4 / 9

https://dejure.org/gesetze/JVEG/4.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/4.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/8.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/9.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/11.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/5.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/6.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/7.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/12.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/8.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/8.html
https://dejure.org/gesetze/JVEG/8.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20JVEG%201016/20
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%2055/07
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=X%20ZR%20206/98


 

ZR 206/98, jeweils zitiert nach Juris; Hartmann/Toussaint in Kostenrecht, 50. Auflage
2020, Â§ 8 JVEG Rn. 39). Zu berÃ¼cksichtigen sind die Schwierigkeiten der zu
beantwortenden Fragen unter BerÃ¼cksichtigung der Sachkunde auf dem
betreffenden Gebiet, der Umfang des Gutachtens und die Bedeutung der
Streitsache (vgl. BGH, Beschluss vom 16. Dezember 2003 â�� X ZR 206/98). Es ist
grundsÃ¤tzlich davon auszugehen, dass die Angaben des SachverstÃ¤ndigen
Ã¼ber die tatsÃ¤chlich benÃ¶tigte Zeit richtig sind, wenn sich diese in einem
gewissen Toleranzbereich bewegen (vgl. Senatsbeschluss vom 14. Februar 2018
â�� L 1 JVEG 1189/16; ThÃ¼rLSG, Beschluss vom 13. August 2013 â�� L 6 SF
266/13 E, zitiert nach Juris). Die Toleranzgrenze betrÃ¤gt 15 v. H. Werden die
Ã¼blichen Erfahrungswerte allerdings um mehr als 15 v. H. Ã¼berschritten, ist eine
PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung anhand der Kostenrechnung und der Angaben des
SachverstÃ¤ndigen durchzufÃ¼hren (vgl. SenatsbeschlÃ¼sse vom 28. Juni 2021
â�� L 1 JVEG 1016/20 â��, vom 14. Februar 2018 â�� L 1 JVEG 1189/16 und 21.
MÃ¤rz 2019 â�� L 1 JVEG 1072/18, zitiert nach Juris). In der Sozialgerichtsbarkeit
haben sich detaillierte Erfahrungswerte fÃ¼r den erforderlichen Zeitaufwand
herausgebildet. Es ist allgemein anerkannt, dass bei einem Ã�berschreiten dieser
Werte von mehr als 15 v. H. eine PlausibilitÃ¤tsprÃ¼fung zu erfolgen hat
(Binz/DÃ¶rndorfer/Zimmermann, Kommentar zum GKG, FamGKG, JVEG, 5. Auflage
2021, Â§Â 8 JVEG Rn. 14 m.w.N.). Nur so lÃ¤sst sich die erforderliche
Rechtssicherheit im Rahmen der VergÃ¼tungsfestsetzung sicherstellen, und die mit
der Festsetzung der VergÃ¼tung betrauten Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle
werden in die Lage versetzt, zu prÃ¼fen, ob der gesetzlich vorgesehene
VergÃ¼tungsrahmen eingehalten worden ist. 

Unerheblich ist zunÃ¤chst, dass in der Beweisanordnung bzw. in dem Anschreiben
als Vorschuss fÃ¼r das Gutachten nach Â§ 109 SGG ein Betrag von 6.300,00 Euro
festgelegt worden ist. Hierbei handelt es sich abstrakt lediglich um einen Vorschuss,
der die individuellen Besonderheiten der jeweiligen Gutachtenerstellung (noch)
nicht in Blick nehmen kann. So sind insbesondere Zeiten, die fÃ¼r die Abfassung
der Beurteilung anfallen, noch gar nicht absehbar. Ein Gutachtenauftrag in Kenntnis
der voraussichtlichen Kosten beinhaltet â�� genauso wie die Mitteilung des Gerichts
an den SachverstÃ¤ndigen, dass Ã¼ber einen bestimmten HÃ¶chstbetrag (ohne
vorherige Mitteilung und Genehmigung durch das Gericht) nicht hinausgegangen
werden dÃ¼rfe â�� keine verbindliche Zusage einer Honorierung in oder bis zu
dieser HÃ¶he. Die Anforderung eines Kostenvoranschlags hat lediglich den Sinn und
Zweck, zum einen dem KlÃ¤ger eine Entscheidungsgrundlage zu liefern, ob er
seinen Antrag gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG auch in Kenntnis des Umstands aufrecht
erhÃ¤lt, welche Kosten er voraussichtlich zu tragen hat und ob er dieses
Kostenrisiko eingehen will. Zum anderen wird dem Gericht eine verlÃ¤ssliche
Grundlage fÃ¼r die Anforderung des Kostenvorschusses im Rahmen eines Antrags
gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG gegeben, um sicherzustellen, dass bei einer mÃ¶glicherweise
eintretenden ZahlungsunfÃ¤higkeit oder -unwilligkeit des KlÃ¤gers kein Kostenrisiko
fÃ¼r den Staatshaushalt entsteht (vgl. Senatsbeschluss vom 27. Januar 2021 â�� L
1 JVEG 1295/19, Juris Rn. 18).

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen ist fÃ¼r das Gutachten angesichts der
Ã¼bersandten Unterlagen sowie unter BerÃ¼cksichtigung der Ã¼blichen
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Erfahrungswerte nach der Rechtsprechung des Senats ein Zeitaufwand von 37
Stunden erforderlich. Der streitige Zeitaufwand fÃ¼r die Abfassung der Beurteilung
ist mit 13,33 Stunden anzusetzen (hierzu unter 1.). Der zeitliche Aufwand fÃ¼r
Diktat und Korrektur betrÃ¤gt 8,00 Stunden (hierzu unter 2.). Der Zeitansatz fÃ¼r
das Aktenstudium ist mit 5,4 Stunden zu beziffern (hierzu unter 3.). Die Ã¼brigen
Positionen sind zwischen den Beteiligten nicht streitig und auch von Amtswegen
nicht zu beanstanden. 

1. Â Â Â Â Â Â Â  GrundsÃ¤tzlich umfasst die Beurteilung die Beantwortung der vom
Gericht gestellten Beweisfragen und die nÃ¤here BegrÃ¼ndung, also den Teil des
Gutachtens, den das Gericht bei seiner Entscheidung verwerten kann, um ohne
medizinischen Sachverstand seine Entscheidung begrÃ¼nden zu kÃ¶nnen, also die
eigentlichen Ergebnisse des Gutachtens einschlieÃ�lich ihrer argumentativen
BegrÃ¼ndung. Die Beurteilung kann sich dabei durchaus an mehreren Stellen eines
Gutachtens â�� ohne Reduzierung unter bestimmte Unterschriften (z. B.
Zusammenfassung, Beurteilung etc.) â�� befinden. 

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen umfasst der Beurteilungsteil des Gutachtens
hier 20 Seiten. Der Beurteilungsteil im SachverstÃ¤ndigengutachten beginnt auf
Seite 18 und endet auf Seite 37 unten. Er umfasst damit 20 Seiten.

Der Senat geht davon aus, dass ein medizinischer SachverstÃ¤ndiger mit
durchschnittlicher BefÃ¤higung und Erfahrung fÃ¼r die gedankliche Erarbeitung
durchschnittlich eine Stunde fÃ¼r ca. 1Â 1/2 Blatt benÃ¶tigt (vgl. Senatsbeschluss
vom 21. MÃ¤rz 2019 â�� L 1 JVEG 1072/18, zitiert nach Juris; ThÃ¼rLSG, Beschluss
vom 12. September 2014 â�� L 6 SF 477/14 B). Zu beachten ist, dass es sich dabei
nur um einen Anhaltspunkt fÃ¼r die angemessene Stundenzahl handelt, um den
Kostenbeamten im Normalfall eine sinnvolle Bearbeitung zu ermÃ¶glichen.
Wesentlich fÃ¼r die Berechnung der VergÃ¼tung ist nach dem Gesetz nicht die
Seitenzahl, sondern der erforderliche Zeitansatz, der nur eingeschrÃ¤nkt Ã¼ber die
Seitenzahl berechnet wird. MaÃ�gebend ist daher im Zweifelsfall der im Einzelfall
erkennbare Arbeitsaufwand des SachverstÃ¤ndigen, der im Gutachten zum
Ausdruck kommt. Insofern ist in begrÃ¼ndeten SonderfÃ¤llen durchaus eine
Abweichung sowohl positiv wie negativ bei dem genannten Ansatz in ErwÃ¤gung zu
ziehen. Eine EinschrÃ¤nkung auf bestimmte â��Normseitenâ��, die manche
Landessozialgerichte vornehmen (vgl. zum Beispiel LSG Baden-WÃ¼rttemberg,
Beschluss vom 18. Mai 2015 â�� L 12 SF 1072/14 E, zitiert nach Juris: 2.700
AnschlÃ¤ge; Bayerisches LSG, Beschluss vom 14. Mai 2012 â�� L 15 SF 276/10 B:
1.800 AnschlÃ¤ge), kommt allerdings mangels gesetzlicher Grundlage nicht in
Betracht (vgl. Senatsbeschluss vom 21. MÃ¤rz 2019 â�� L 1 JVEG 1072/18, zitiert
nach Juris, ThÃ¼rLSG, Beschluss vom 26. MÃ¤rz 2012 â�� L 6 SF 132/12 E, zitiert
nach Juris). 

Eine ErhÃ¶hung des Zeitaufwandes ergibt sich vorliegend auch nicht aus weiteren,
insbesondere denjenigen vom ErinnerungsfÃ¼hrer geltend gemachten
UmstÃ¤nden. Dieser beruft sich darauf, dass im Beurteilungsteil eine Zeichenanzahl
von 46.797 AnschlÃ¤gen vorhanden ist, was eine Zeichendichte von 2.700
AnschlÃ¤gen pro 1,5 Seiten ergÃ¤be. Dies ist nach der Senatsrechtsprechung nicht
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zu berÃ¼cksichtigen. Des Weiteren weist der Senat darauf hin, dass zwar das
Schriftbild im Beurteilungsteil durchaus dicht gedrÃ¤ngt ist. Jedoch finden sich auf
den 20 Seiten nicht nur ausschlieÃ�lich AusfÃ¼hrungen zur Beurteilung. So ist z. B.
auf Seite 23 in der Mitte die hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts und die damit verbundene Verpflichtung der
BerÃ¼cksichtigung von Leitlinien wiedergegeben. Auf Seite 24 werden
Ã¼berwiegend AusfÃ¼hrungen eines Gerichts zur Beurteilung von
SchmerzzustÃ¤nden durch einen OrthopÃ¤den referiert. Teilweise werden auch an
einigen Stellen im Beurteilungsteil Diagnosen anderer Ã�rzte nachrichtlich
wiedergegeben. Daher ist es in einer Gesamtschau nicht gerechtfertigt, den
Zeitansatz fÃ¼r den Beurteilungsteil zu erhÃ¶hen. 

Der vom SachverstÃ¤ndigen geltend gemachte Zeitaufwand fÃ¼r die
â��Nachbefundungâ�� der radiologischen Unterlagen der Radiologie M vom 29.
November 2021 kann nicht anerkannt werden. ZunÃ¤chst ist die verwandte
Begrifflichkeit â��Nachbefundungâ�� zumindest missverstÃ¤ndlich. Denn die
radiologischen Aufnahmen wurden am 29. November 2021 erstellt und lagen dem
ErinnerungsfÃ¼hrer bei Abfassung des SachverstÃ¤ndigengutachtens am 11.
Januar 2022 damit bereits vor. Im Beurteilungsteil des Gutachtens wird insoweit
unter Verwendung der radiologischen Befunde auf die EinschrÃ¤nkungen im Bereich
der HalswirbelsÃ¤ule usw. eingegangen. Insoweit besteht kein Raum fÃ¼r eine
gesonderte Erstattung einer Nachbefundung der radiologischen Befunde. Es kann
vorliegend auch nicht die Rede davon sein, dass vorliegend eine Vielzahl
radiologischer Befunde auszuwerten war und aufgrund dessen ein gesonderter
zeitlicher Ansatz gerechtfertigt ist. Denn aus den AusfÃ¼hrungen auf Seite 15 des
Gutachtens ergibt sich, dass ausschlieÃ�lich die radiologische Diagnostik vom 29.
November 2021 bezÃ¼glich LendenwirbelsÃ¤ule, HalswirbelsÃ¤ule und linkes
Schultergelenk bzw. rechtes Schultergelenk und rechte Hand vorlag. Eine
Vordiagnostik im Original lag nicht vor. 

2.Â Â Â Â Â Â Â Â  FÃ¼r Diktat und Korrektur des Gutachtens ist von einem Umfang
von 40 Seiten auszugehen. Nach der Rechtsprechung des Senats ist in der Regel
fÃ¼r Diktat, Durchsicht und Korrektur eines Gutachtens unter BerÃ¼cksichtigung
der Schreibweise von einem Zeitaufwand vonÂ 1Â Stunde fÃ¼r ca. 5 bis 6 Seiten
auszugehen. Dies fÃ¼hrt zu einem Zeitansatz von 8 Stunden.

3.Â Â Â Â Â Â Â Â  FÃ¼r das Aktenstudium ist ausgehend von Ã¼bersandten Akten
im Umfang von 432 Blatt von einem Zeitansatz von 5,4 Stunden (80 Blatt pro
Stunde) auszugehen.

Der Senat folgt insoweit nicht der Auffassung des Erinnerungsgegners, dass die
Positionen â��Aktenstudiumâ�� und â��Diktat und Durchsicht/Korrekturâ��
hinsichtlich des geltend gemachten Zeitaufwandes des SachverstÃ¤ndigen nicht
entgegen seiner eigenen EinschÃ¤tzung erhÃ¶ht werden dÃ¼rfen. Nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung ist der Senat bei der Festsetzung weder an die HÃ¶he der
EinzelansÃ¤tze noch an den Stundenansatz oder an die HÃ¶he der VergÃ¼tung im
Antrag der Beteiligten gebunden, er kann nur nicht mehr festsetzen, als beantragt
ist. Dabei ist jedoch nicht auf die einzelnen Positionen, sondern nur auf den
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Gesamtbetrag (Rechnungsbetrag) abzustellen.Â  Eine Bindung an einzelne
Berechnungselemente des Antrags, die letztlich nur der BegrÃ¼ndung des Antrags
zuzurechnen sind, besteht nicht. Innerhalb des beantragten Gesamtbetrages ist das
Gericht deshalb nicht an die geltend gemachten Einzelpositionen einschlieÃ�lich
des Stundenansatzes gebunden und berechtigt einen Austausch bzw. Ã�nderungen
vornehmen (OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 14. August 2017 â�� 2 L 98/13
â��, Juris; Bayerisches Landessozialgericht, Beschluss vom 26. Juni 2012 â�� L 15
SF 423/09 â��, Juris; Schneider, JVEG, 3. Auflage 2018, Â§ 4 Rn. 48). Das Gericht hat
daher eine vollumfassende PrÃ¼fung des EntschÃ¤digungs- oder
VergÃ¼tungsanspruchs vorzunehmen. Dies kann im Einzelfall dazu fÃ¼hren, dass
bestimmte Positionen hÃ¶her in Ansatz gebracht werden, als vom
SachverstÃ¤ndigen geltend gemacht. Damit geht auch kein VerstoÃ� gegen die
GrundsÃ¤tze der PlausibilitÃ¤tskontrolle einher. 

Der Zeitansatz fÃ¼r die Untersuchung des KlÃ¤gers in HÃ¶he von 3,5 Stunden
begegnet keinen Bedenken. Ebenso ist der Ansatz von 6,5 Stunden fÃ¼r die
Auswertung der psychometrischen und Schmerzassessmentverfahren nicht zu
beanstanden.Â  Die Auswertung der vorgenommenen Testungen und
Assessmentverfahren kann im Anschluss an die Untersuchung des KlÃ¤gers
losgelÃ¶st von dessen Anwesenheit vorgenommen werden. Anhaltspunkte dafÃ¼r,
dass zwingend eine Auswertung der Testverfahren vor Entlassung des KlÃ¤gers
erforderlich war, bestehen nicht. Die Entscheidung darÃ¼ber hat allein der
SachverstÃ¤ndige nach fachlichen Kriterien zu treffen. Angesichts der Vielzahl der
durchgefÃ¼hrten Testungen und Assessmentverfahren ist ein Zeitraum von 6,5
Stunden nicht zu beanstanden.

Daraus folgt, dass unter Anlegung der Ã¼blichen MaÃ�stÃ¤be fÃ¼r die Erstattung
des Gutachtens von einem Zeitaufwand von gerundet 37 Stunden (5,4 + 3,5 +
13,33 + 8,0 + 6,5 = 36,73) auszugehen ist. Die beantragten 48,5 Stunden
Ã¼berschreiten damit den Toleranzrahmen, so dass eine abweichende Festsetzung
zu erfolgen hat. 

Schlussendlich ergibt sich folgender EntschÃ¤digungsanspruch:

Zeitaufwand (37 Stunden x 90 Euro) 3.330,00 Euro
Radiologische Diagnostik 728,83 Euro
Bilddokumentation 5,00 Euro
Schreibauslagen 109,50 Euro
Post und Telekommunikation 15,00 Euro
Mehrwertsteuer 795,78 Euro
Gesamtbetrag 4.984,11 Euro

Die EntschÃ¤digung fÃ¼r das SachverstÃ¤ndigengutachten vom 11. Januar 2022
war damit entsprechend des EntschÃ¤digungsantrages auf 4.984,11 Euro
festzusetzen. Eine darÃ¼ber hinaus bereits geleistete VergÃ¼tung ist vom
ErinnerungsfÃ¼hrer zurÃ¼ckzuzahlen. 

Das Verfahren ist gebÃ¼hrenfrei; Kosten werden nicht erstattet (Â§ 4 Abs. 8 JVEG).
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Eine Beschwerde an das Bundessozialgericht findet nicht statt (Â§ 4 Abs. 4 Satz 3
JVEG).

Erstellt am: 24.08.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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